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Schlussfolgerungen für Deutschland 

Deutschland ist innerhalb Europas eines der Länder mit den 
geringsten Geburtenziffern (1,35 im Jahre 2001). Im Vergleich 
dazu beläuft sich die Ziffer in Schweden auf 1,57. Damit nimmt 
Schweden einen mittleren Stellenwert ein.  

Abbildung 1:  Geburtenrate in der EU 2001 

Quelle: Council of Europe, letzte demografische Entwicklungen in Europa, 2003 
 

Trotz der geringen Geburtenziffer haben viele Männer und Frauen 
einen unerfüllt bleibenden Kinderwunsch. Die im April 2004 veröf-
fentlichte Studie „Perspektive Deutschland“ ermittelt unter 20- bis 
34-jährigen Frauen ein Kinderwunsch von durchschnittlich 1,8 
Kindern.1  

 

                                                 
1 www.perspektive-deutschland.de 
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Abbildung 2: Anzahl gewünschter vs. tatsächlich geborener 
Kinder nach Bildungsgrad der Mutter 

 

Vor dem Hintergrund gesamtgesellschaftlicher Probleme, die mit 
einer geringen Geburtenrate einerseits und einer zunehmenden 
Zahl alter Menschen andererseits entstehen, ist prioritäres Ziel der 
deutschen Familienpolitik, die Anreize für eine Familie zu erhöhen. 
Auch steht ähnlich wie in Schweden die Erhöhung der Chancen-
gleichheit von Frauen und Männern im Berufs- und Familienleben 
im Vordergrund der Reformgedanken.  

Hierbei muss zunächst die Ausgangssituation in Deutschland 
betrachtet werden. Wie eingangs dargestellt, orientiert sich die 
deutsche Familienpolitik bislang an dem traditionellen Modell des 
männlichen Hauptverdieners („männlicher Brotverdiener“), was 
sich in entsprechenden Strukturen der finanziellen Unterstützung 
und Kinderbetreuung abbildet. Trotzdem mit der Änderung des 
Bundeserziehungsgeldgesetzes Anfang 2001 Mütter wie Väter, die 
in einem Arbeitsverhältnis stehen, Anspruch auf Elternzeit haben, 
sind es insbesondere die Frauen, die diese nutzen. Nur 5 % der 
Väter in alleinerziehenden Haushalten nehmen allein oder im 
Wechsel mit der Frau eine Elternzeit in Anspruch.2 Väter nutzen 
häufig nicht die Elternzeit, weil damit oft deutliche Verdienstaus-
fälle und Probleme beim Wiedereinstieg in das Berufsleben ver-
bunden sind. Zum einen befinden sich weitaus mehr Männer als 
Frauen in höheren Positionen und zum anderen ist der Gedanke 

                                                 
2 Bericht über die Auswirkungen der §§ 15 und 16 Bundeserziehungsgeldgesetz (Elternzeit und Teilzeitarbeit während 

der Elternzeit), Juni 2004; Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. 
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der „Vaterzeit“ auf Arbeitgeberseite wenig etabliert, was eine 
Rückkehr in die gleiche oder vergleichbare Position nach der 
Elternzeit erschwert. Bei 60 % der Eltern in Elternzeit ist der Vater 
während der ersten zwei Lebensjahre des Kindes Vollzeit 
erwerbstätig und die Mutter geht keiner Erwerbstätigkeit nach. Als 
Hauptgründe dafür werden die finanzielle Situation (38,2 %) und 
eine fehlende Kinderbetreuung (29 %) genannt (Bundesamt für 
Statistik 2004). Trotz einer Zunahme der Erwerbstätigkeit unter 
Müttern ist der tatsächliche Anteil geleisteter Arbeitsstunden ver-
gleichsweise gering – der Anteil der pro Jahr geleisteten Arbeits-
stunden beläuft sich auf nur 12 % (Statistisches Bundesamt 2004). 
Die öffentliche Kinderbetreuung ist dagegen sehr unterschiedlich 
ausgebaut. Stehen für 90 % der Kindergartenkinder ab 3 Jahren, 
die einen rechtlichen Anspruch auf einen Betreuungsplatz haben, 
Plätze in Kindertagensstätten zur Verfügung, beläuft sich diese 
Zahl bei den unter Dreijährigen auf nur 8,5 % (Zahlen des Statis-
tischen Bundesamts aus 2002). 

Zusammenfassend stehen deutsche Familien bzw. potenzielle 
Eltern in Deutschland im Spannungsfeld zwischen Beruf und 
Familie, was meist zu Lasten der Chancengleichheit der Frau geht, 
da sie in den meisten Fällen die Kinderbetreuung bis zum Kinder-
gartenalter zu Hause übernimmt.  

Bei der Frage nach der Verbesserung der Situation von Familien 
mit Kindern, steht gegenwärtig der Ausbau der Kinderbetreuung 
sowie ein Lohnersatz während der Kinderbetreuung an Stelle des 
bislang pauschal ausgestalteten Erziehungsgeld auf der poli-
tischen Agenda. Gerade im letzteren Fall wird das schwedische 
Modell als Vorbild betrachtet. Die rot-grüne Regierung will das 
Erziehungsgeld langfristig durch ein Elterngeld nach schwedi-
schem Vorbild ersetzen. 

Betrachtet man die Ausgangslage in Schweden und in Deutsch-
land, so erscheint es zunächst sinnvoll, auch in Deutschland fami-
lienpolitische Veränderungen entsprechend dem schwedischen 
Modell zu treffen. Bei der Entwicklung der Geburtenstatistiken der 
letzten Jahrezehnte, haben die schwedischen Reformen im euro-
päischen Vergleich jedoch nicht zu einer auffällig hohen Geburten-
ziffer beigetragen. Vielmehr wurden die beiden Ziele, die Erhöhung 
der weiblichen Erwerbsbeteiligung und die Gleichstellung von 
Mann und Frau, mit weitaus größeren Erfolgen verwirklicht, was 
sicher einen positiven Einfluss auf das Geburtenverhalten hat. Es 
liegt also die Vermutung nahe, dass die Fertilitätsrate durch ent-
sprechende Maßnahmen beeinflusst werden kann, aber dennoch 
stark anderen Einflüssen (gesamtwirtschaftliche Situation, „Zeit-
geist“ etc.) unterliegt.  

Bei der Diskussion um die Einführung eines Elterngeldes bzw. 
Elternversicherung in Deutschland müssen folglich verschiedene 
Aspekte betrachtet werden.  
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1. In Hinblick auf die reine Fertilitätsrate haben die Erfahrungen 
aus Schweden gezeigt, dass die Einführung der Elternver-
sicherung keine außergewöhnlichen Steigerungen der Gebur-
ten zur Folge hatte. Es bleibt offen, ob der generelle Geburten-
rückgang westlicher Industrienationen ohne die Einführung der 
Elternversicherung für Schweden stärker ausgefallen wäre. Mit 
Ausnahme des Geburtenanstiegs in den frühen 90ern (s. Ab-
bildung 7) konnte die Geburtenrate seit den 70ern relativ kon-
stant gehalten werden und liegt über der in Deutschland.  

2. Die Zunahme der weiblichen Erwerbsbeteiligung zeichnet sich 
seit Einführung der Elternversicherung sehr deutlich ab (s. 
Abbildung 8).  

Wie auch in anderen Analysen deutlich wurde, haben unter der 
Bedingung positiv wirtschaftlicher und persönlicher Perspektiven 
familienpolitische Maßnahmen einen moderat positiven Einfluss 
auf das Geburtenverhalten (BMFSFJ 2003, Gauthier 2001).  

Grundsätzlich spielt die ökonomische Situation und folglich die 
Arbeitsmarktlage im gesamtgesellschaftlichen wie auch im indivi-
duellen Kontext bei der Entscheidung für eine Familie eine große 
Rolle. Sowohl der Babyboom der Nachkriegszeit als auch der 
enorme Geburtenrückgang in den neuen Bundesländern nach der 
Wiedervereinigung untermauern diese Bedeutung. Maßnahmen, 
die helfen, entstehende Opportunitätskosten bei der Geburt eines 
Kindes zu mindern oder gar zu vermeiden, gelten als notwendige 
Bedingung für eine bessere Geburtenentwicklung und haben er-
wiesenermaßen einen größeren Effekt als direkte finanzielle Zu-
wendungen, wie beispielsweise eine Erhöhung des Kindergeldes 
(BMFSFJ 2003). Dazu zählen ein erleichterter Wiedereinstieg in 
den Beruf durch Arbeitsplatzsicherheit, flexible Arbeitsmärkte und 
Zugang zu einer Kinderbetreuung.  

Obwohl Deutschland insgesamt sehr hohe Ausgaben für Familien 
tätigt, beschränken sich diese primär auf direkte Geldleistungen 
(z.B. Kindergeld, Erziehungsgeld, Steuervorteile). Die Unterstüt-
zung der weiblichen Erwerbstätigkeit im Sinne eines dualen Ein-
kommensmodells für Familien findet weniger statt. Unter den deut-
schen Gegebenheiten (Anspruch auf 3-jährige Elternzeit, Mutter-
schutz 6 Wochen vor und 8 Wochen nach der Geburt, Anspruch 
auf Kinderbetreuung [Kindergarten ab 3. Lebensjahr] Eltern- und 
Kindergeldpauschalen), ist die Entscheidung für ein Kind auch 
immer eine Entscheidung über das Ausmaß der Erwerbstätigkeit 
der Frau. Vor allem die fehlenden Betreuungseinrichtungen für 
Kinder unter drei Jahren, schränkt eine frühere Berufstätigkeit von 
Müttern stark ein. Gerade bei Frauen mit höheren Berufsabschlüs-
sen wird dadurch die Entscheidung für ein Kind häufig verschoben 
oder gar nicht realisiert, da hier die Opportunitätskosten bei keiner 
oder eingeschränkter Erwerbstätigkeit besonders hoch ausfallen. 
Gerade in Deutschland wird eine hohe Kinderlosigkeit unter Aka-
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demikerinnen beklagt (Statistisches Bundesamt 2003, BMFSFJ 
2003).  

Eine ausgebaute Kinderbetreuung hat neben dem Versorgungs-
aspekt auch eine bildungspolitische Komponente. Eine qualitativ 
hochwertige Kinderbetreuung in den entscheidenden ersten 
Lebensjahren trägt zur Verbesserung der sozialen und kognitiven 
Leistungen des Kindes bei, die sich im weiteren Leben fortsetzten 
(Esping-Anderson 2003). Gerade in Gesellschaften mit schrump-
fendem Erwerbspotenzial ist die Ausbildung zukünftiger Arbeits-
kräfte von besonderer Bedeutung.  

Das schwedische Modell der Familienpolitik hat gezeigt, dass mit 
der Elternversicherung die Erwerbsbeteiligung von Frauen deutlich 
zunahm. Die Einkommensverluste und damit die Opportunitäts-
kosten reduzieren sich durch das gehaltsbezogene Elterngeld 
enorm. Das auch von deutschen Politikern formulierte Ziel der 
Gleichberechtigung von Vätern und Müttern wird durch diese 
Maßnahmen unterstützt. Das Ziel der simultanen Vereinbarkeit 
von Erwerbs- und Familienphasen wurde hier mit großem Erfolg 
erreicht. Zudem wurden in Schweden Phasen der Elternzeit defi-
niert, die ausschließlich einem Elternteil und somit auch aus-
schließlich dem Vater zugeschrieben wurden. Eine solche Maß-
nahme unterstützt die Gleichstellung der Geschlechter bei der 
Kindererziehung in zweifacher Hinsicht. Nicht nur die Entlastung 
der Mutter sondern auch die Chance zur Beteiligung des Vaters 
sind erhöht. Ein großer Vorteil der Elternversicherung ist in diesem 
Zusammenhang sicher die Flexibilisierung der Eltern- und Berufs-
phasen. Die flexible Ein- und Aufteilung der Elternzeit unterstützt 
die Familien in ihrer individuellen Situation anstatt sie zu einer 
einmaligen Entscheidung zu zwingen, die sich manchmal während 
der Zeit durch andere Arbeitsbedingungen oder neue familiäre 
Situationen verändern würde. Zudem hat sich gezeigt, dass Unter-
nehmen langfristig von familienfreundlichen Maßnahmen, zu de-
nen u.a. Teilzeitangebote, flexible Arbeitszeiten und Wiederein-
steigerprogramme zählen, profitieren, da sich auf diese Weise 
Neubeschaffungs- und Wiedereingliederungskosten und Kosten 
für Überbrückungs- und Fehlzeiten von Mitarbeiterinnern reduzie-
ren (Prognos 2003). Ein Modell, was sich an der schwedischen 
Elternversicherung orientiert, würde Betriebe dazu veranlassen 
entsprechende interne Regelungen zu finden, um auf die Flexibi-
lisierung der Arbeits- und Elternzeit zu reagieren.  

Neben den Regelungen der Elternzeit und des Elterngeldes sind 
flankierende sozialpolitische und familienpolitische Maßnahmen 
essenziell. An erster Stelle steht sicher die Kinderbetreuung, die in 
Deutschland ausgebaut werden muss. Darüber hinaus haben die 
schwedischen Erfahrungen gezeigt, dass die Regelungen der 
Elternversicherung bestimmte Gruppen (Studenten, Personen mit 
geringer oder keiner Erwerbsbindung) von den Vorteilen aus-
schließen, was das Risiko einer Familienarmut oder aber von 
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später Mutterschaft und Kinderlosigkeit erhöht. An dieser Stelle 
sollten entsprechende Maßnahmen, wie ein adäquates Kindergeld 
und Subventionsleistungen, eingeführt bzw. ausgebaut werden.  

Insgesamt kann das schwedische Modell auch für Deutschland 
eine erprobte Vorlage für eine nachhaltige Familienpolitik sein. Die 
Vorteile des Modells überschneiden sich mit den derzeit diskutier-
ten Zielsetzungen der deutschen Familienpolitik,  

1. Steigerung der Geburtenrate 

2. Erhöhung/Ermöglichung der weiblichen Erwerbstätigkeit/ 
Erwerbstätigkeit von Müttern, 

3. Gleichberechtigung von Männern und Frauen 

4. Verbesserung der Bildungschancen/Steigerung der 
Ausbildungsqualität. 

Grundsätzlich zeigt die Entwicklung in Schweden, dass sich mit 
der Einführung der Elternversicherung und den damit verbundenen 
Unterstützungsmaßnahmen der Stellenwert der Familien und der 
Frau verändert hat. Obgleich die beschriebenen Regelungen eine 
erhöhte Flexibilität des Arbeitgebers erfordern, erfährt das 
Gesamtmodell eine breite öffentliche Akzeptanz einschließlich 
seitens der Arbeitgeberverbände. Die Erfahrungen aus Schweden 
zeigen auch, dass eine solche Politik Jahre braucht, bis sie auf 
eine erfolgreiche Umsetzung zurückblicken kann und dennoch 
weiter diskutiert wird. Eine Einführung eines entsprechenden 
Modells in Deutschland würde sicher von heftigen Debatten 
begleitet sein und nicht zuletzt für Arbeitgeber entscheidende 
Veränderungen ihrer Personalpolitik mit sich bringen 

Obwohl die Chancen und Stärken des Modells überwiegen, dürfen 
für eine erfolgreiche Umsetzung in Deutschland zwei Faktoren 
nicht außer Acht gelassen werden. Erstens, der historische und 
damit gesellschaftliche Hintergrund und zweitens, die Frage der 
Finanzierung.  

Zum ersten Punkt soll daran erinnert werden, dass das schwe-
dische Modell bereits seit 30 Jahren etabliert ist und dennoch Dis-
kussionen ausgesetzt ist. Zudem gilt Schweden grundsätzlich als 
liberales Land, was sich auch in den gesellschaftlichen Normen 
und Traditionen wiederfindet. Deutschland hat im Vergleich dazu 
eine andere Geschichte, wodurch die Einführung von Reformen, 
die sich u.a. auf Gesellschaftsbilder und Lebensstile auswirken, 
wahrscheinlich nicht nur Zustimmung erfahren wird. Folglich müs-
sen solche Neuerungen von entsprechender Öffentlichkeitsarbeit 
und einem Austausch begleitet sein, um Akzeptanz zu schaffen 
und zu erhöhen. Als Beispiel sind hier neben Arbeitgeberverbän-
den, Gewerkschaften oder Frauen- und Familienverbänden vor 
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allem die Kirchen zu nennen. Die Akzeptanz kann auch dadurch 
erhöht werden, wenn Familien ihr Modell wählen können, d.h. sich 
entweder für die hier beschriebene Elternversicherung bzw. ein 
Elterngeld oder aber für die bisherige Form des Erziehungsgeldes 
mit dreijährigem Erziehungszeit entscheiden. Auch wäre eine 
Übergangsregelung hinsichtlich der Wahlfreiheit denkbar. 

Die Elternversicherung wird in Schweden über die Sozialversiche-
rungsbeiträge finanziert. Eine Übertragung der Finanzierungsart 
auf den deutschen Kontext ist aus Sicht der Prognos nicht 
zielführend. Gerade vor dem Hintergrund der aktuellen Diskus-
sionen über hohe Lohnnebenkosten in Deutschland, würde dies 
die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen weiter mindern. 
Alternativ dazu wäre eine Finanzierung aus Steuermitteln zu 
bevorzugen. Durch die einkommensbezogene Besteuerung wäre 
auch eine „faire“ Beteiligung über alle Einkommensarten 
gewährleistet. Eine Ausnahme stellen kinderlose Paare oder Ein-
zelpersonen dar, die dann eine einseitige Unterstützung der Fami-
lien leisten müssten. Die Problematik schließt an die grundsätz-
liche Debatte über Steuerbelastungen von Familien mit und ohne 
Kinder an.  

Abschließend soll noch einmal daran erinnert werden, dass 
Reformen in einem Bereich auch immer Veränderungen in an-
deren Bereichen mit sich führen. So ist die Einführung einer El-
ternversicherung bzw. Elterngeldes in Deutschland nur dann er-
folgreich, wenn entsprechende Möglichkeiten der Kinderbetreuung 
im Kleinkindalter bestehen. Das im Oktober 2004 verabschiedete 
Tagesbetreuungsausbaugesetz (TAG), das den quantitativen und 
qualitativen Ausbau der Kinderbetreuung für die unter Dreijährigen 
sicherstellen soll, greift diese Problematik auf. Die erfolgreiche 
Umsetzung eines Elterngeldmodells ist u.a. mit dem Erfolg des 
TAG verbunden. Auch wird der frühzeitige Wiedereinstieg der 
Eltern nur dann gelingen, wenn sich die Unternehmen mit 
entsprechenden Modellen darauf vorbereiten. 

Zusammenfassend kann das schwedische Modell der Elternver-
sicherung vor dem Hintergrund der aktuellen Situation und der 
politischen Debatte in Deutschland als viel versprechende Orien-
tierung gelten, wenn es um die Transformation des Modells des 
„männlichen Brotverdieners“ zu einer Familienpolitik der „dualen 
Erwerbstätigkeit“ geht. Profitieren werden vor allem Familien, in 
denen beide Elternteile erwerbstätig sind sowie allein erziehende 
berufstätige Frauen. Profitieren werden auch die Arbeitgeber, die 
mit konkreten Programmen für einen erfolgreichen Wiedereinstieg 
Arbeitsausfälle durch Familiengründungen und die damit zusam-
menhängenden zusätzlichen Kosten reduzieren können. 
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